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Für uns ist wesentlich die Richtung, in der sich
die Revision bewegen soll. Wir haben sie aufgezeigt.
Die Richtung geht nach der Forderung der Sozi al -
und der Wirtschaftsdemokratie. Sie lehnen das ab.
Wir haben keine Ursache, diesen Umstand zu ver-
schleiern. Nichts ist heute so schlimm, wie die
Verschleierung von Tatsachen und der bestehenden
Gegensätze. Zwischen uns und Herrn Joss gibt
es einen grundsätzlichen Unterschied; diesen Unter-
schied will ich nicht beseitigen. Herr Joss will eine
Revision nach rückwärts und wir eine solche nach
vorwärts. Es ist nun genug verschleiert worden.
Man hat über die Idee des Korporationenstaates
in einer ganz unzulässigen Art und Weise gesprochen,
wie wenn das keine bestimmte Idee wäre. Aber das
ist eine ganz scharf umrissene Idee. Herr Wick
sagt vorsichtiger Ständestaat oder Berufsstände.
Es ist also, wie gesagt, genug verschleiert worden,
auch hinsichtlich der Praxis der Kartelle, trotz dem,
was hervorgeht aus gewissen Berichten der Preis-
bildungskommission. Diese Verschleierungstaktik
möchten wir nicht mitmachen. Es wäre sehr billig,
ein Postulat anzunehmen mit einem scheinbaren
Erfolge. Scheinerfolge sind schlimmer als Nieder-
lagen. Sie müssen diese Motion schon in dieser
Form ablehnen. Dann weiss das Volk auch, dass
es für die darin enthaltenen Ideen zu kämpfen hat.

M. le Président: La situation est la suivante.
M. Reinhard n'accepte pas de transformer sa
motion en postulat. Vous aurez donc à vous pro-
noncer sur cette motion.

Je suis d'avis que le postulat proposé par M. le
Président da la Confédération était un compromis,
une façon de se mettre d'accord avec le motionnaire.
Celui-ci refusant, si aucun membre du Conseil ne
s'approprie le postulat proposé par M. le Président
de la Confédération, je suis d'avis qu'il n'y a pas
lieu de voter sur ce postulat.

La proposition du postulat est-elle reprise par
quelqu'un? Ce n'est pas le cas.

Nous votons uniquement sur la motion Rein-
hard, qui est combattue par le Conseil fédéral.

Abs t immung. — Vote.
Für Erheblicherklärung der Motion Minderheit
Dagegen Mehrheit

An den Bundesrat.
(Au Conseil fédéral.)

#ST# Vormittagssitzung vom 15. Juni 1933.
Séance du malin du 15 juin 1933.

Vorsitz — Présidence: Mr. Dollfus.

2956. Schutz der öffentlichen Ordnung.
Bundesgesetz.
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Botschaft und Gesetzentwurf vom 8. Mai 1933 (Bundes-
blatt I, 753). — Message et projet de loi du 8 mai 1933

(Feuille fédérale I, 767).

Antrag der Kommission.
Eintreten.

Proposition de la commission.
Passer à la discussion des articles.

Ber ich te r s ta t tung . — Rapports généraux.

Guntli, Berichterstatter: Der vorliegende Ent-
wurf zu einem Bundesgesetz zum Schutz der öf-
fentlichen Ordnung ist die Frucht der von Herrn
Walther-Luzern in der Frühjahrssession dieses
Jahres begründeten und erheblich erklärten, von
119 Mitgliedern unseres Rates unterzeichneten
Motion betreffend Massnahmen zum Schütze der
öffentlichen Ordnung.

In der nämlichen Session wurde im Ständerat
eine von 39 Mitgliedern unterzeichnete Motion
gleichen Wortlautes von Ständerat Béguin begrün-
det und ohne Gegenstimme angenommen.

Veranlassung zur Einreichung der Motionen in
beiden Räten gab die übrigens schon längst vor-
handene Erkenntnis, dass das Bundesstrafgesetz
vom Jahre 1853 veraltet, lückenhaft und daher
nicht mehr ausreichend sei, um vom Standpunkt
des Strafrechtes aus die Sicherung des Staates
gegen revolutionäre Umtriebe und Störungen der
öffentlichen Ruhe und Ordnung zu gewährleisten.
Dies gilt insbesondere gegenüber den im Verhältnis
zur Zeit vor 80 Jahren für Störungen der öffent-
lichen Ruhe und Ordnung angenommenen verän-
derten Methoden und Mitteln. Als besonders fatal
wurde die Tatsache empfunden, dass das bestehende
Gesetz die Vorbereitungshandlungen und den er-
folglosen Versuch nicht unter Strafe stellt.

Wohl enthält der in Beratung stehende Entwurf
eines schweizerischen Strafgesetzbuches in seinen
Abschnitten „Vergehen gegen den öffentlichen
Frieden", „Vergehen gegen den Staat und die
Landesverteidigung", „Vergehen gegen den Volks-
willen" und „Vergehen gegen die Staatsgewalt",
die für den strafrechtlichen Schutz der öffentlichen
Ruhe und Ordnung nötigen Vorschriften. Es hätte
sich die Frage aufwerfen lassen, ob nicht die In-
kraftsetzung des grossen Gesetzgebungswerkes ab-
gewartet und mittlerweile von einem Spezialgesetz
abgesehen werden soll.

Allein die Novembergeschehnisse von Genf und
die daran sich anschliessenden parlamentarischen
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Beratungen in der Dezembersession unseres Rates
zeigten, dass das sowieso heute noch nicht abge-
klärte Schicksal des Strafgesetzbuches nicht ab-
gewartet werden darf, sondern dass ohne Verzug
gesetzgeberisch das Erforderliche vorgekehrt wer-
den musste, um den Staat gegen Angriffe und
gegen Störungen von Ruhe und Ordnung straf-
rechtlich zu sichern. Diesem Zwecke soll die Vor-
lage, die Ihnen unter dem Titel „Bundesgesetz
über den Schutz der öffentlichen Ordnung" zur
Beratung und Beschlussfassung unterbreitet ist,
dienen.

Im Gegensatz zum Entwurf von 1922 ist diese
Vorlage nicht in die Form einer Novelle zum
Bundesstrafgesetz von 1853 gekleidet, sondern sie
stellt ein selbständiges Spezialgesetz dar, das sich
indessen auf diejenigen Vorschriften beschränkt
und beschränken will, welche für den Schutz der
öffentlichen Ordnung unentbehrlich erscheinen,
unter Weglassung alles dessen, was nicht durch
den erstrebten Zweck notwendig bedingt wird.
Der vorliegende Entwurf bringt das Minimum
strafrechtlichen Schutzes für den Staat und für
die öffentliche Ordnung.

Grundgedanke des Gesetzes ist der Schutz der
Demokratie gegen jede Gewaltanwendung. Das
Recht des Staates, auch des demokratischen, sich
gegen Angriffe zu schützen und zu diesem Zwecke
auch strafrechtliche Normen aufzustellen, ist selbst-
verständlich und wurde in der Kommissional-
beratung nicht nur nicht bestritten, sondern auch
von sozialistischer Seite entsprechend früheren in
diesem Saale abgegebenen Erklärungen ausdrück-
lich anerkannt. Dabei wird sich der demokratische
Staat in weiser Mässigung innert den Grenzen des
Notwendigen halten und insbesondere davon ab-
sehen, mit seinen Massnahmen die Gesinnung, die
Gedanken oder Meinungen zu treffen. Das Objekt
seiner schützenden Strafbestimmungen sollen Hand-
lungen, bestimmt umschriebene Tatbestände bilden.

Der Entwurf des Bundesrates hält sich an diese
Grenzen. Er stellt 5 Tatbestände auf, welche auf
die Störungen der öffentlichen Ordnung abzielen,
nämlich :

1. die öffentliche Aufforderung zu Verbrechen
oder Vergehen;

2. der Landfriedensbruch;
3. die öffentliche Aufforderung und Verleitung

zur Verletzung militärischer Dienstpflichten;
4. Widerhandlungen gegen ein Versammlungs-

verbot ;
5. unbefugte Amtshandlungen ausländischer Be-

amter und politischer Nachrichtendienst für das
Ausland.

Trotzdem die vorberatende Kommission der
Tendenz des Bundesrates beipflichtete, sich auf
wenige Haupttatbestände zu beschränken, ent-
schloss sie sich, noch folgende neue Bestimmungen
aufzunehmen :

Die gewaltsame Störung von Versammlungen
oder Umzügen (Art. 3bis);

Hinderung oder Anmassung der Ausübung
staatlicher Gewalt (Art. 4bis);

Ansammeln und Verteilen von Waffen und
Munition (Art. 4ter).

Mit diesen Ergänzungen glaubt indessen die
vorberatende Kommission, allen begründeten Be-

dürfnissen Genüge geleistet zu haben, ohne aus
dem gegebenen Rahmen eines Spezialgesetzes her-
auszutreten.

Zu den einzelnen Bestimmungen der Gesetzes-
vorlage seien hier, um die Detailberatung zu ent-
lasten, einige Bemerkungen angebracht.

Art. l belegt mit Strafe jede öffentliche Auf-
forderung zu Verbrechen oder Vergehen, welche
nach Bundesrecht oder nach dem zutreffenden
kantonalen Recht mit Zuchthaus bedroht sind.

Das ist der typische Fall der Vorbereitungshand-
lung. Die öffentliche Aufforderung als solche ist
strafbar, gleichgültig ob ihr eine Wirkung beschie-
den war oder nicht und ohne Rücksicht darauf, ob
sie sich auf einen konkreten, bestimmten Fall be-
zieht, oder ob sie ohne solche Beziehung in allge-
meinen Formen vorgenommen wird. Der Kom-
mission schien der in der bundesrätlichen Fassung
verwendete Begriff „öffentlich" zu unbestimmt
und zu umstritten zu sein. Auf Vorschlag des
Justizdepartementes akzeptierte die Kommission
eine Umschreibung und Definition des Begriffes
„öffentlich" in dem Sinne, dass das gesprochene
Wort sich an eine Versammlung oder Ansammlung
von Personen richten muss. Nach Ansicht der
Kommission gehört hierher auch die Verbreitung
einer Aufforderung durch das Mittel des Radio.
Dem gesprochenen Wort unter den vorbeschriebenen
Umständen ist gleichgestellt das Mittel der Drucker-
presse oder das Mittel der anderswie vervielfältigten
Schrift oder Abbildung. Diese Umschreibung des
Begriffes „öffentlich" soll auch für die in Art. 3
behandelte öffentliche Aufforderung zur Verletzung
militärischer Dienstpflichten gelten. Mit dieser
Umschreibung dürfte erreicht sein, dass in einem
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konkreten Falle die Anwendbarkeit des Gesetzes
nicht mehr zweifelhaft sein kann. Von der im
Schosse der Kommission beantragten Ausdehnung
der Strafbestimmung zur Aufforderung zu ändern
als den mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen oder
Vergehen wurde Umgang genommen, speziell im
Hinblick auf die wahlweise auf Zuchthaus lautende
Strafandrohung dieses Art. l.

Art. 2, der vom Landfriedensbruch handelt, ist
aus dem Strafgesetzentwurf (Art. 226) herüber-
genommen und trifft den typischen Fall der Stö-
rung der öffentlichen Ordnung durch öffentliche
Zusammenrottung zum Zwecke, mit vereinigten
Kräften gegen Menschen oder Sachen Gewalttätig-
keiten zu begehen. Ebenfalls unter Strafe gestellt
wird die von nicht im Dienst befindlichen Personen
begangene öffentliche Aufforderung und Verleitung
zur Verletzung militärischer Dienstpflichten. Die
entsprechende Vorschrift des Militärstrafgesetzes,
Art. 98, findet nur Anwendung auf die dem Militär-
strafrecht unterstehenden Personen, also auf die
sich im Militärdienst befindenden Personen und,
im Falle des Aktivdienstes, auf jene Zivilpersonen,
deren Unterstellung unter das Militärstrafrecht
der Bundesrat beschliesst. Was für die dem Militär-
strafgesetz unterstellten Personen gilt, soll in diesem
Falle auch für Zivilpersonen gelten. Zucht und
Ordnung in der Armee müssen auch gegenüber
Angriffen seitens von Zivilpersonen ausreichend
strafrechtlich geschützt werden. Die Disziplin und
Pflichterfüllung der Armee ist gerade auch für die
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im
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Innern von so ausschlaggebender Bedeutung, dass
deren Gefährdung nicht geduldet werden darf,
auch wenn sie von Zivilpersonen ausgeht. Es kann
auch das Rechtsempfinden nicht befriedigen, dass
wohl der Dienstpflichtige für Verletzungen der
Dienstpflicht nach Massgabe des Militärstrafrechts
strenge bestraft wird, während Zivilpersonen, welche
dazu auffordern und verleiten, und damit die mo-
ralische Verantwortung tragen, straflos ausgehen
sollen. Uebrigens mag hervorgehoben werden, dass
eine entsprechende Bestimmung Aufnahme in den
Strafgesetzentwurf gefunden hat und von dort in
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unsere Vorlage herübergenommen worden ist. • Das
von der Kommission aufgenommene Verbot der
gewaltsamen Störung von Versammlungen oder
Umzügen (Art. 3bis) ist ein Anwendungsfall des
Landfriedensbruchartikels. Man könnte sich fragen,
ob die spezielle Erwähnung dieses Tatbestandes
notwendig sei.

Die Kommission hielt jedoch mehrheitlich
den Schutz der verfassungsmässigen Versammlungs-
freiheit für so wichtig, dass es sich rechtfertige, ihm
expressis verbis und als besonderen Tatbestand
in das Gesetz aufzunehmen.

Im Gegensatz zum nachfolgenden Art. 4 ist
hier beim Schutz des Versammlungsrechtes von
Versammlungen schlechthin die Rede, also nicht
nur von öffentlichen, sondern auch von solchen in
geschlossenen Räumen. Diese Vorschrift bildet
in gewissem Sinne das Korrelat zu Art. 4, der von der
Widerhandlung gegen ein behördliches Versamm-
lungsverbot spricht. Dieses bezieht sich allerdings
nicht auf Versammlungen in geschlossenen Lokalen,
sondern auf Versammlungen und Umzüge auf
öffentlichen Plätzen und Strassen. Daraus folgt,
dass die strafrechtliche Behandlung von Versamm-
lungen in geschlossenen Lokalen, soweit deren Ver-
bot und Widerhandlungen gegen ein solches Verbot
in Frage kommen, dem kantonalen Recht vorbe-
halten bleibt, selbstverständlich im Rahmen und
unter Respektierung der verfassungsmässig ge-
währleisteten Versammlungsfreiheit.

Im Laufe der Kommissionsberatungen wurde
die Anregung aufgegriffen, die Bildung, Leitung
und Unterstützung von nichtstaatlichen Wehr- oder

. Kampforganisationen zu verbieten und unter Strafe
zu stellen. Der Antrag in.dieser Form wurde von
der Kommission als zu weitgehend mit Mehrheit
abgelehnt. Dagegen hat dann das Justizdeparte-
ment den berechtigten Kern aus dieser Anregung
wieder aufgenommen und in die Formulierung
gebracht, wie sie in Art. 4bis der Vorlage Ihnen
unterbreitet ist. Die öffentliche Ordnung bedarf
des Schutzes auch gegenüber Organisationen, die
in ihren offen bekundeten Zwecken oder in ihrer
von den angegebenen Zwecken vielleicht abwei-
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chenden tatsächlichen Betätigung mit der Autorität
des Staates kollidieren. In Uebereinstimmung mit
dem Vorschlage des Justizdepartementes ist die
Kommission dazu gelangt, im ersten Absatz des
Art. 4bis zwei Tatbestandsgruppen nebeneinander
zu stellen: Einmal die Hinderung oder Störung der
Vollziehung der Gesetze oder behördlicher Mass-
nahmen überhaupt, also die direkten staatsfeind-
lichen Aktionen; andererseits die Anmassung staat-
licher Gewalt, die in ihrem Ziel nicht notwendig
staatsfeindlich sein muss.

Dass die erste Gruppe von Tatbeständen in
ein solches Geselz hineingehört, kann nicht be-
zweifelt werden. Weniger selbstverständlich ist
dies hinsichtlich der zweiten Gruppe, bezüglich
welcher wohl die Frage aufgeworfen werden kann,
ob die Aufnahme in dieses Gesetz am Platze sei.
Man muss hier nämlich unterscheiden: Es kann
nicht die Rede davon sein, Organisationen zu be-
strafen, deren Bestimmung darin liegt, im Falle
der Not, des Aufruhrs, des Streiks usw., den staat-
lichen Behörden beizuspringen, sie in der Aufrecht-
erhaltung oder Wiederherstellung der Ordnung zu
unterstützen. Anders wird es dann, wenn solche
Organisationen darauf ausgehen, gegebenenfalls
die staatliche, insbesondere die polizeiliche Gewalt
an sich zu reissen. Es fehlt jegliche Gewähr dafür,
dass eine solche Aktion nicht ein illegales Ziel ver-
folge oder zu einem solchen ausartet. Die Wahrung
der staatlichen Autorität ist einzig Sache der staat-
lichen Organe.

Diese können indessen privaten Organisationen
die Ermächtigung erteilen, für ausserordentliche
Fälle Funktionen zu übernehmen, deren Ausübung
den Behörden selbst nicht mehr möglich ist. Diese
Ermächtigungsbefungnis soll indessen nicht jeder
beliebigen Behörde, sondern nur dem Bundesrat
und den Kantonsregierungen in ihrem Kompetenzen-
kreis zustehen. Nur auf eine Ermächtigung durch
die Kantonsregierung oder den Bundesrat sollen
sich also Organisationen berufen können, die einmal
dazu gelangen, sich staatliche Befugnisse beizu-
legen. In der Ermächtigung liegt dann zugleich die
Garantie dafür, dass die Organisation kein staats-
feindliches Ziel verfolgt.

Als Ergänzung zu Art. 4bis ist die Bestimmung
des Art. 4ter aufzufassen, der das unbefugte An-
sammeln und Verteilen von Waffen oder Munition
verbietet und unter Strafe stellt. Selbstverständ-
lich sind hiervon die Fälle ausgenommen, in denen
das Ansammeln oder Verteilen von Waffen oder
Munition von einer zuständigen eidgenössischen
oder kantonalen Behörde angeordnet oder bewilligt
wurde. Gegenüber geäusserten Bedenken mag hier
ausdrücklich festgestellt werden, dass unter Vor-
räten von Waffen oder Munition im Sinne der
Vorlage nicht dasjenige zu verstehen ist, was jemand
zu seinem persönlichen Gebrauche, z. B. für
Schiess- oder Jagdzwecke anlegt, auch wenn es
sich um eine Mehrzahl von Waffen handeln sollte,
sondern was über die persönliche Verwendung
hinausgeht und z. B. auch für Drittpersonen be-
stimmt ist. Bestehen trotzdem im einzelnen Falle
Zweifel, so mag der Betreffende, um ganz sicher
zu gehen, bei der zuständigen Behörde die Be-
willigung einholen.

Die Erfahrungen, speziell der letzten Jahre,
zeigen, dass der bestehende Art. 39 des Bundes-
strafrechtes nicht genügt, um uns gegen die ver-
schiedenen Formen der Spionage wirksam zu
schützen und Fehlbare der gerichtlichen Bestra-
fung zuzuführen. Wir erinnern an den bekannteno

Fall des Alberto Firstermacher, Agenten der ita-
lienischen Sicherheitspolizei, und seiner Helfers-
helfer, welche ihr Unwesen im Kanton Tessili
trieben. Die gegen sie gerichtete Klage der Bundes-
anwaltschaft wurde von der bundesgerichtlichen
Anklagekammer nicht zugelassen mangels aus-
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reichender gesetzlicher Vorschriften. Nach dem
Ihnen vorgeschlagenen Art. 5 sollen nun nicht bloss
die Gebietsverletzungen und völkerrechtswidrigen
Handlungen gegen unser Land mit Strafe verfolgt
werden, sondern darüber hinaus neben unbefugten
Amtshandlungen im Namen eines fremden Staates
auch jeglicher Nachrichtendienst für fremde Be-
hörden über die politische Tätigkeit von Personen
oder Parteien unseres Landes, gleichgültig, ob der
betreffende Spion ein ausländischer Beamter oder
aber bloss Privatperson ist, und ohne Rücksicht
darauf, ob er aus ausländischem amtlichen Auftrag
oder ohne solchen Auftrag handelt. Bestraft wird
auch das Anwerben für solche Dienste, sowie das
Vorschubleisten.

In Ergänzung zu den allgemeinen Erschwerungs-
gründen des Bundesstrafrechtes wird als beson-
derer Straferschwerungsgrund bei diesen Tatbe-
ständen hervorgehoben der Umstand, wenn der
Täter zu Handlungen aufreizt oder falsche Berichte
erstattet, die geeignet sind, die innere oder äussere
Sicherheit der Schweiz zu gefährden.

In Art. 6 wird bestimmt, dass die allgemeinen
Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Bun-
desstrafrecht von 1853 Anwendung finden. Damit
ist auch gesagt, und die Kommission legte Wert
darauf, dass das hier von den, Referenten zweifels-
frei festgelegt werde, dass der letzte Absatz von
Art. 4 des zitierten Bundesgesetzes von 1853 eben-
falls Anwendung findet.

Danach ist gesagt, dass in Anwendung unseres
Spezialgesetzes in allen Fällen, in welchen Ge-
fängnisstrafe verhängt wird, sowohl Amtsentsetzung
als der Verlust des Aktivbürgerrechtes ausgespro-
chen werden kann, auch wenn diese letztern Stra-
fen in unserem Spezialgesetz nicht ausdrücklich
angedroht sind. Die Maximaldauer des Ehrver-
lustes beträgt bei Gefängnis über die Strafdauer
hinaus 10 Jahre.

Ueber die Abgrenzung des Geltungsbereiches
zwischen dem vorliegenden Bundesgesetz und dem
kantonalen Recht ist folgendes zu bemerken: Es
sollen Bestrafungen nur noch nach dem Bundes-
gesetz eintreten für diejenigen Deliktskategorien,
die in diesem selbst aufgeführt sind, also Auffor-
derung zu Verbrechen oder Vergehen, Landfrie-
densbruch, Aufforderung und Verleitung zur Ver-
letzung militärischer Dienstpflicht, gewaltsame
Störung von Versammlungen, Widerhandlungen
gegen ein Versammlungsverbot, Hinderung oder
Anmassung der Ausübung staatlicher Gewalt, An-
sammeln und Verteilen von Waffen oder Munition
und endlich Amtshandlungen ausländischer Be-
amter und politischer Nachrichtendienst für ' das
Ausland. Bezüglich dieser Kategorien wird das
kantonale Strafrecht ausser Kraft gesetzt. Die
Kantone können also weder für die hier genannten
Delikte höhere oder andere Strafen beibehalten
oder einführen, noch den Tatbestand eines in diesem
Bundesgesetze behandelten Deliktes weiter fassen
und unter eine besondere kantonale Strafe stellen.
Unberührt sollen dagegen kantonale Strafbestim-
mungen gegen Delikte anderer Art bleiben, die dem
Schütze der öffentlichen Ordnung dienen.

Zusammenfasend darf gesagt werden, dass der
vorliegende Kommissionsentwurf die wesentlichen
Vorschriften enthält, deren der Staat zu seinem

strafrechtlichen Schütze bedarf, ohne sich in Neben-
sächlichkeiten und Detailvorschriften zu verlieren.
Dass in der vorberatenden Kommission unter der
Führung von Herrn Bundesrat Häberlin der Geist
verständnisvoller Zusammenarbeit herrschte, mag
sich aus der Tatsache ergeben, dass bei der Gesamt-
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abstimmung von 14 anwesenden Mitgliedern der
Entwurf mit 13 Stimmen gegen keine bei einer Ent-
haltung angenommen wurde, wobei sich die zu-
stimmenden Mitglieder aus Angehörigen aller Frak-
tionen zusammensetzten.

Ich empfehle Ihnen Eintreten auf die Vorlage
und Annahme der Kommissionalanträge.

M. Rochat, rapporteur: En donnant suite avec
célérité aux motions Walther et Béguin, adoptées
par les Chambres en avril dernier, le Conseil fédéral
a certainement répondu aux vœux de la très grande
majorité du peuple suisse. Depuis longtemps, en
effet, on s'étonnait justement dans le pays de voir
l'Etat demeurer inactif, impuissant devant les or-
ganisations visant à troubler l'ordre public. On ne
comprenait pas comment l'exercice des droits popu-
laires pouvait aboutir en fait à permettre impunément
à quiconque de préparer la révolution, d'inciter au
renversement violent des institutions voulues par
la majorité du peuple, de troubler systématiquement
l'ordre public, en un mot de conduire le régime dé-
mocratique à la ruine, sous le prétexte de respecter
des libertés dont aucune Constitution n'a jamais
garanti l'abus.

Certains agitateurs politiques s'efforcent au-
jourd'hui de faire croire au peuple, par la presse et
par la parole, qu'en édictant une loi sur la protec-
tion de l'ordre public les Chemins fédérales s'apprê-
tent à juguler les droits démocratiques, à instaurer
une dictature, à violer toutes les libertés. Il faut
avoir perdu non seulement le sens de la mesure, mais
le bon sens tout court, pour soutenir une telle théo-
rie. Nul ne peut contester, en effet, que le premier
devoir d'un Etat démocratique soit de respecter et
de faire respecter l'ordre public. Ce que d'aucuns
appellent le «droit sacré de l'insurrection», ou, plus
crûment, le «droit à la rue», est inconcevable dans
un régime où le peuple peut périodiquement, en
toute liberté, élire ses députés, contrôler leur action,
dire son mot, par l'initiative et le referendum, sur
chaque question importante. Dans une démocratie
aussi complète que celle dont nous sommes les re-
présentants et dont nous avons juré d'être les dé-
fenseurs, chaque citoyen doit faire sienne la formule
par laquelle Louis Ruchonnet précisait jadis sa doc-
trine politique: «L'ère des révolutions est close».

Que certains politiciens téméraires se refusent
aujourd'hui encore, aujourd'hui surtout, à se rallier
à cette affirmation, cela paraît malheureusement in-
contestable. Sur ce point, la lumière la plus com-
plète a été faite par les débats qui se sont déroulés
dans cette salle, en décembre 1932, à propos des
désordres qui ont ensanglanté, l'an dernier, deux de
nos plus grandes villes, de même que par l'impor-
tante discussion qui suivit ici même, en avril 1933,
le développement de la motion de MM. Walther et
consorts. On a pu constater ainsi les lacunes de
notre législation fédérale en matière de crimes et
délits contre l'Etat et surtout en ce qui concerne
la provocation à de tels délits. Ces lacunes, il im-
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porte de les combler. Tel est le sens du projet de
loi au sujet duquel j'ai l'honneur de présenter ce
rapport.

En préparant ce projet, le Conseil fédéral a voulu
se borner aux mesures législatives qui, dans l'état
actuel des choses, paraissent à la fois urgentes, né-
cessaires, efficaces. On ne trouvera donc pas dans
cette loi, aussi claire que brève, certaines disposi-
tions que tels ou tels Codes cantonaux récemment
promulgués ont édictées pour la sauvegarde de l'Etat
et la répression de certains délits contre les institu-
tions, contre la marche normale des services publics
ou contre la liberté du travail.

Il convenait, d'une part, suivant le vœu formel
exprimé par les Chambres, d'aller rapidement de
l'avant; d'autre part, il fallait éviter, en rédigeant
cette loi, de faire dévier le débat en multipliant les
incriminations et en compliquant une situation de
prime abord délicate; c'est pourquoi le projet en
discussion se borne à l'essentiel. Pour le surplus,
certains des moyens d'action utilisés par les adver-
saires du régime démocratique pourront être l'objet
de mesures administratives et de police. Le Conseil
fédéral est, en effet, résolu à faire dorénavant un
usage plus complet des compétences que lui donne
l'art. 102, chiffres 8 à 10, de la Constitution. Rien
n'empêche au surplus les cantons de se prémunir,
par des dispositions légales appropriées, contre les
menées révolutionnaires et leurs dangereux effets.
Une récente initiative cantonale a montré, par le
grand nombre de signatures qu'elle a recueillies, com-
bien l'opinion publique est aujourd'hui prête à réagir
vigoureusement contre tous ceux, quels qu'ils soient
et de quelque source qu'ils tirent leur inspiration,
qui voudraient imiter chez nous les expériences dic-
tatoriales faites à l'étranger.

Dans sa teneur initiale, le projet de loi sur la
protection de l'ordre public comportait 5 incrimi-
nations spéciales, une disposition relative à l'appli-
cation des règles générales du Code pénal, un article
sur la juridiction compétente, la réserve usuelle en
faveur du droit cantonal et la formule d'exécution.

La Commission a complété ce projet en lui
ajoutant trois incriminations nouvelles.

Et c'est à l'unanimité (moins une abstention)
des membres présents à sa dernière séance qu'elle
vous propose d'accepter ce projet.

Permettez-moi d'en commenter brièvement les
divers articles.

Le premier délit envisagé est la provocation pu-
blique à commettre un des crimes ou délits frappés
de réclusion par le droit fédéral ou le droit du canton
où la provocation est intervenue. Parmi les crimes
ou délits dont la provocation est punissable figurent
ceux du titre III du Code pénal fédéral, soit ceux
«contre l'ordre constitutionnel et la sûreté inté-
rieure». On a si abondamment parlé de ces disposi-
tions lors de la récente session des assises fédérales
à Genève, on les a si copieusement citées et com-
mentées qu'aujourd'hui chaque citoyen, ou peu
s'en faut, serait capable d'en disserter savamment.

L'art. 48 du Code pénal fédéral punit déjà la
provocation publique à certains de ces crimes et dé-
lits. L'art. 1er du projet de loi va plus loin que cette
disposition, en ce sens qu'il vise l'ensemble des
crimes et délits susceptibles d'être punis de la ré-
clusion. En outre, il prévoit une peine de. réclusion

jusqu'à trois ans, ce qui, avec l'art. 48 du Code
actuel, serait rarement le cas, cet article assimilant
la peine, pour le délit qu'il envisage, à celle ap-
pliquée en matière de simple tentative.

La Commission a longuement discuté de l'élé-
ment «public» de la provocation. Pour éviter de
graves difficultés d'interprétation, elle a substitué,
au mot «publiquement» du premier projet, une
phrase plus claire et complète donnant la définition
de cette publicité: pour être punissable, la provoca-
tion devra être commise «soit devant une assemblée
ou un rassemblement de ^personnes, soit par la voie
de la presse ou au moyen d'écrits ou d'images re-
produits d'une autre manière.» Il va sans dire
qu'un discours radiodiffusé sera considéré comme
ayant été prononcé «devant une assemblée ou un
rassemblement de personnes».

Je rappelle que cet article premier a déjà, sous
une forme à peu près pareille, été voté par les Cham-
bres: il reproduit, en effet, le principe énoncé par
l'art. 225 du projet du Code pénal suisse.

Le second délit prévu par le projet est celui
d'émeute. Il ne motive pas, je pense, de longues
explications. La Commission a modifié le texte
français en substituant le terme de «biens», plus
général et plus exact en l'occurrence, à celui de
«propriétés». Cette disposition a déjà, comme la
précédente, été votée par les Chambres: c'est l'art.
226 du projet de Code pénal suisse.

Troisième délit prévu: La provocation et l'incita-
tion à la violation des devoirs militaires. Des inci-
dents récents ont souligné l'urgence et là nécessité
de cette incrimination, prévue elle aussi, sous ar-
ticle 243, par le projet de Code pénal suisse. La
Commission a précisé, comme à l'art. 1er, la notion
de publicité. Sitôt que cette disposition sera en
vigueur, il ne sera plus possible d'inviter publique-
ment et impunément les soldats à ne pas obéir aux
ordres qui leur sont donnés par leurs chefs, quelles
que soient les circonstances où l'Etat se trouve dans
l'obligation de faire intervenir la troupe.

Sous chiffre 3bis, la Commission a introduit un
délit spécial, celui de violences contre une assemblée
ou un cortège. Il convient, en effet, de sévir contre
les atteintes illégales apportées au droit de réunion.
Lorsqu'une assemblée ou un cortège se déroulent
dans l'ordre, sous la protection des lois et sans que
les autorités compétentes estiment devoir intervenir,
aucun citoyen n'a le droit de troubler impunément,
par la violence, de semblables manifestations. La
peine prévue est l'emprisonnement. C'est dire qu'on
ne pourra pas, sous le régime de la loi nouvelle,
s'offrir le luxe, moyennant une simple amende, de
troubler ou d'empêcher par la violence le cortège
ou l'assemblée organisée par des adversaires poli-
tiques. Il faut que chaque citoyen sache qu'il n'a
pas le droit de substituer brutalement sa volonté
à celle de l'Etat.

Il va sans dire que cet article ne saurait atteindre
les organes de police qui, dans le cadre de leur
activité et sur les ordres de l'autorité compétente,
peuvent être amenés à dissoudre, même par la vio-
lence, une assemblée ou un cortège interdits.

L'art. 4 du projet punit précisément la partici-
pation à une assemblée ou à un cortège interdits
soit par le Conseil fédéral, soit par un gouvernement
cantonal. Point n'est besoin d'insister sur la né-
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cessile de cette disposition. Certes, les autorités
sont, aujourd'hui déjà, presque partout, en mesure
de réprimer administrativement ou pénalement un
semblable délit. Mais les sanctions applicables sont
trop faibles, le plus souvent, pour prévenir la Com-
mission de ce délit. La loi nouvelle montrera qu'on
s'expose à des peines rigoureuses en organisant des
assemblées ou cortèges malgré l'interdiction formelle
de l'autorité fédérale ou cantonale.

La Commission a introduit, par l'art. 4bis, le
délit spécial d'entraves à l'action des pouvoirs pu-
blics et d'usurpation de ces pouvoirs. Certains évé-
nements récents, l'intention manifesté par quelques
organisations d'agir elles-mêmes sans droit, à la
place des autorités constituées, diverses tendances
à chercher dans la dictature le remède à la crise
générale dont nous souffrons tous, ne sont pas
étrangers à l'introduction de ce nouvel article dans
le projet de loi.

Aux yeux de quelques membres de la Commis-
sion, cet article 4bis ne paraissait pas indispensable;
la Constitution fédérale a fixé les limites d'ordre
public imposées à la . liberté d'association. Les
autres articles du projet répriment les crimes ou
délits constituant une véritable atteinte à l'ordre
constitutionnel ou à la sûreté de l'Etat; dès lors,
on pouvait se demander s'il fallait aller plus loin
et prévoir expressément les faits envisagés par cette
disposition nouvelle. La grande majorité des mem-
bres de la Commission a estimé qu'il était indiqué,
vu les circonstances, de compléter dans ce sens le
projet de loi, et le Conseil fédéral s'est rangé à cette
manière de voir.

Ainsi, le fait de créer un groupement qui vise ou
dont l'activité consiste à entraver ou troubler, par
des moyens illégaux, l'action des autorités de la
Confédération ou des cantons ou l'exécution des
lois ; lé fait d'adhérer à un tel groupement ; de s'asso-
cier à ses menées; de provoquer à sa fondation ou
de se conformer à ses instructions, seront punis-
sables au regard du droit fédéral. Il en sera de
même si le groupement en question cherche à s'ar-
roger le droit d'exercer, sans l'autorisation du Con-
seil fédéral ou d'un gouvernement cantonal, un pou-
voir normalement réservé aux organes de l'Etat.

La double condition nécessaire pour qu'un
groupement de ce genre tombe sous le coup de cet
article est donc qu'il manifeste, par ses statuts ou
son activité, la volonté d'entraver l'action des pou-
voirs publics, et qu'il utilise dans ce but des moyens
illégaux. Dès lors, certaines associations auxquelles
les pouvoirs publics ont conféré légalement ou régle-
mentairement, pour le cas où certaines éventualités
se produiraient, le droit d'appuyer l'action de l'Etat,
ne sauraient tomber sous le coup de l'art. 4bis du
projet. En effet, ces associations —• telles que cer-
taines gardes civiques — n'ont pas pour but d'en-
traver l'action des pouvoirs publics, mais au con-
traire de l'aider; et leur activité ne recourt pas
à l'emploi de moyens illégaux, puisqu'elle est sanc-
tionnée par l'Etat.

Quant à celles des organisations visées par cet
article et dont l'activité sera désormais punissable,
leurs membres devront les dissoudre immédiate-
ment sous peine de s'exposer aux rigueurs de la
loi nouvelle. Leurs fondateurs ne sauraient toute-

fois être poursuivis comme tels, la loi n'ayant pas
d'effet rétroactif. Ils ne deviendraient punissables
que si, malgré la promulgation de la loi, ils pour-
suivaient dans de tels groupements une activité
contraire à l'ordre public ou menaçante pour lui.

En corrélation avec cet article 4bis, la Com-
mission a introduit, sous chiffre 4 ter, un délit
spécial, celui du dépôt et de la distribution d'armes
ou de munitions. Son texte est assez clair pour
que je me dispense de le commenter. Je noterai
simplement que cette disposition ne saurait viser
celui qui, comme membre par exemple d'une société
de tir, aurait occasionnellement chez lui, avec le
consentement de l'autorité compétente, des muni-
tions destinées à être employées lors d'un exercice
de tir organisé par sa société ou à être restituées,
après cet exercice, à l'autorité qui les a délivrées.

J'en viens à l'art. 5 du projet, réprimant les
actes officiels commis sur territoire suisse par des
fonctionnaires étrangers et le service politique de
renseignements pratiqué chez nous au profit de
l'étranger. Il ne motive pas de longues explications.
Je relève en passant que pour le délit visé par
l'alinéa 2 de cet article — service de renseignements
— point n'est besoin que l'auteur du délit ait reçu
préalablement un mandat d'un gouvernement étran-
ger ou d'autorités étrangères. L'expérience a
montré que certains agents secrets travaillaient
sans mandat officiel ou officieux, quitte à vendre
ensuite, au plus offrant parfois, les renseignements
recueillis. La Suisse étant aujourd'hui infestée
d'agents secrets, la loi nouvelle permettra de
réprimer les menées de ces personnes, et les forcera
à tendre dans d'autres pays les filets qu'ils ont
actuellement posés chez nous et dans lesquels ils
captent, au profit de certains gouvernements ou
de certaines autorités de l'étranger, des renseigne-
ments dont l'usage, bien souvent, peut-être pré-
judiciable à la Suisse.

Je ne crois pas devoir insister sur l'utile préci-
sion apportée par la Commission au texte du chiffre
2 de cet article 5, quant aux circonstances aggra-
vantes prévues pour la répression du délit.

Avant de conclure, je dois encore préciser que
l'application des dispositions générales du Code
pénal fédéral du 4 février 1853, rappelée à l'art. 6
du projet, s'entend aussi de l'application des peines
accessoires prévues par ledit Code, notamment en
ce qui concerne la privation des droits politiques
cumulée avec les peines privatives de liberté. Je
rappelle que les délits prévus par la loi nouvelle
sont placés dans la compétence de la Cour pénale
fédérale ou, par délégation le cas échéant, dans la
compétence des autorités cantonales. Et je note
que le Conseil fédéral, de même que la Commission,
n'ont pas cru qu'il y avait lieu d'insérer dans cette
loi nouvelle la clause dite d'urgence. Le fait que
les dispositions du projet ont finalement recueilli
l'adhésion expresse ou tacite de tous les commis-
saires, même de ceux appartenant au groupe socia-
liste de cette assemblée, permet d'espérer que, sauf
imprévu, la date de l'entrée en vigueur de la loi
pourra être fixée dès l'expiration du délai référen-
daire. Si donc, comme on peut d'ores et déjà
l'admettre, les Chambres fédérales se prononcent
toutes deux à ce sujet d'ici à la fin de leur prochaine
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session et si le referendum n'est pas demandé, la
loi sur la protection de l'ordre public pourrait
entrer en vigueur dès le début de 1934.

Cette nouvelle œuvre législative comblera sans
aucun doute une des plus importantes lacunes du
droit actuel. Il y a onze ans, une loi inspirée par
des préoccupations identiques, mais dont quelques
dispositions particulières avaient provoqué de
graves malentendus, n'a pas trouvé grâce devant
le peuple. Aujourd'hui, les circonstances ont
changé. La menace révolutionnaire, dont beaucoup
de citoyens niaient la gravité en 1922, apparaît
actuellement d'une manière bien plus nette et plus
redoutable. L'histoire de l'Europe, depuis dix ans,
a montré avec quelle facilité des minorités au-
dacieuses pouvaient s'emparer du pouvoir et le
conserver, en légalisant ensuite par une dicta-
ture plus ou moins plébiscitaire, leurs coups de
force. Le respect de la loi, d'une part, le sens de
l'autorité, d'autre part, ont accusé chez nous, ces
temps derniers, dans divers milieux, un redoutable
fléchissement. Or, pour qu'un régime vraiment
démocratique puisse subsister, pour que dans un
tel régime les pouvoirs publics puissent agir effi-
cacement dans l'intérêt général de la nation, il faut
que la loi soit en toute occasion respectée et qu'en
chaque circonstance l'autorité fasse prévaloir sa
volonté, expression légale de la volonté populaire,
sur n'importe quelle velléité révolutionnaire.

D'aucuns s'imaginent que la démocratie est un
pur régime de liberté. Cela ne serait possible que
si tous les citoyens, sans exception, pratiquaient
civiquement cette «vertu» dont Montesquieu faisait
l'essence de tout Etat républicain. Nous ne sommes
pas, hélas, dans cette Icarie démocratique, et les
douloureux événements de 1932, à Zurich et Genève
notamment, l'ont bien montré. Notre démocratie
respectera les autorités qu'elle s'est librement don-
nées, ou sombrera dans l'anarchie, puis dans la dic-
tature. Nous ne voulons ni l'une, m l'autre de ces
extrémités. C'est pourquoi l'Etat doit pouvoir
sévir contre les fauteurs de trouble et les organisa-
teurs de désordre, contre ceux qui provoquent au
renversement des institutions comme contre ceux
qui, de la théorie révolutionnaire, veulent passer à
la pratique, «descendre dans la rue» et substituer
leur volonté insurrectionnelle au libre exercice des
droits populaires.

Protéger l'ordre public d'aujourd'hui, soit le
régime instauré par la majorité de la nation, c'est
défendre la démocratie et toutes les libertés.

La loi soumise à vos délibérations, MM. les
députés, vise précisément à mieux organiser, à
mieux assurer le respect des libertés dans leur
exercice constitutionnel et légal, c'est pourquoi
nous vous demandons de l'adopter. Et s'il le faut,
si certains adversaires de la paix sociale tentent
ensuite de faire croire au corps électoral que cette
loi est une loi «liberticide», puissent tous les repré-
sentants du peuple collaborer loyalement à faire
triompher cette œuvre législative devant le souve-
rain, dans la conviction qu'ils . travailleront ainsi
à la défense nécessaire d'un Etat démocratique
après lequel, s'il devait s'effondrer un jour, il n'y
aurait que ruines, hontes et deuils pour notre
pays !

Al lgemeine Bera tung . — Discussion générale.

Reichling: Die Fraktion der Bauern-, Gewerbe-
und Bürgerpartei ist einstimmig für Eintreten auf
diese Vorlage, und zwar vor allem deshalb, weil sie
diese als durchaus notwendig betrachtet. Dieser
Auffassung hat sie schon in der einstimmigen Zu-
stimmung zur Motion Walther Ausdruck gegeben,
die die Schaffung eines Gesetzes, wie es heute dem
Rat vorliegt, angeregt bezw. verlangt hat. Diese
Notwendigkeit ergibt sich für uns vor allem daraus,
weil aus einer Reihe von Vorkommnissen der
jüngsten Zeit bestehende Lücken im eidgenössi-
schen Strafgesetzbuch offenbar geworden sind.
Aber auch die kantonale Gesetzgebung weist heute
gleiche Lücken auf. Nun konnte die Frage ja viel-
leicht auch so gestellt werden, ob diese Lücken
durch das neue, in Vorbereitung befindliche oder
bereits ausgearbeitete Strafgesetzbuch geschlossen
werden sollen, oder ob das in Form eines Spezial-
gesetzes geschehen soll. Wir haben uns für das
letztere entschlossen, und zwar wohl vor allem des-
halb, weil die Verwirklichung des eidgenössischen
Strafgesetzbuches doch vorerst noch nicht in aller-
nächste Nähe gerückt ist. Anderseits haben gerade die
Vorkommnisse, auf die ich hier hingewiesen haben
möchte, die ja vor allem zum Teil auch mir als
Zürcher sehr nahe gingen — ich erinnere Sie an
den Krawall in Zürich, an die Vorkommnisse in
Basel und vor allem in Genf — dargetan, dass nun
ohne Verzug die Lücken, die vor allem darin be-
stehen, dass die Vorbereitungshandlungen für die
Störung der öffentlichen Ordnung nicht bestraft
werden können, möglichst rasch geschlossen wer-
den sollen.

Auf diesem Wege sind wir zur Zustimmung zu
einem Spezialgesetz, das zur Hauptsache einen
Ausschnitt aus dem Strafgesetzentwurf darstellt,
gelangt. Die Vorlage ist allerdings in der Folge
vom Bundesrat und auch von der Kommission
noch um einige Deliktstatbestände erweitert wor-
den. Wir halten dafür, dass bei den Delikten, die
hier vorliegen, die Vorbereitungshandlungen ausser-
ordentlich wichtig und oftmals von entscheidender
Bedeutung sind. Wenn diese Vorbereitungshand-
lungen gemäss bestehendem Gesetz nicht mit
Strafe getroffen werden können, so ist das zweifel-
los ein Zustand, dei» möglichst rasch behoben
werden muss. Es ist das vor allem auch deshalb
notwendig, weil wir oft nur dann, wenn wir die
Vorbereitungshandlungen strafen und treffen kön-
nen, in der Lage sind, die eigentlichen Urheber,
die eigentlich Strafwürdigen zu fassen; die Rädels-
führer, oder wie man sie nennen will, zur Rechen-
schaft zu ziehen, die gerade bei der heutigen Ord-
nung der Dinge oft leer ausgehen, nicht gefasst
werden können, während andere Kreise, die viel-
leicht nur die Geschobenen darstellten, schon auf
Grund des bestehenden Strafgesetzbuches, das nun
das hohe Alter von 80 Jahren erreicht hat, gefasst
werden konnten.

Der vorliegende Entwurf zu einem Spezialge-
setz enhält in 3 Artikeln eigentlich nur einen Aus-
zug aus dem Strafgesetzentwurf. Die Art. 1—3
sind ziemlich unverändert von dort, herüberge-
nommen worden. Zwei weitere Artikel, 4 und 5,
sind vom Bundesrat deshalb hinzugefügt worden,
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weil dort Tatbestände getroffen werden wollen,
die in aller jüngster Zeit, als der Unterstellung
unter Strafe bedürftig befunden worden sind.
Schliesshch hat dann die Kommission an ihrem
Ort noch drei weitere Artikel hinzugefügt, die
wiederum auf Grund von jüngsten Vorkommnissen
einem Bedürfnis entsprechen und deshalb bei
der Schaffung dieses Spezialgesetzes berücksich-
tigt werden müssen.

Mati kann sich fragen und hat sich speziell in
unseren Kreisen die Frage vorgelegt, ob der Ent-
wurf weit genug gehe und ob er alle jene Delikte
umfasse, die zum Schutz unserer öffentlichen
Ordnung unter Strafe gestellt werden müssen. Wir
halten dafür, dass man am einen oder ändern Ort
vielleicht mit Vorteil noch etwas weiter hätte
gehen können, weiter gehen vielleicht im Ausmass
der Sanktionen, vielleicht auch in der Zahl der zu
treffenden Delikte. Wenn wir uns trotzdem zu
dieser-Vorlage bekennen, so deshalb, weil wir da-
für halten, dass sie gegenüber der derzeitigen
Rechtslage einen ganz gewaltigen Fortschritt dar-
stellt. Es soll auch zugegeben werden, wie das die
Referenten betont haben, dass sie den Geist weiser
Mässigung atmet, der dieser Vorlage vielleicht zum
Vorteil gereicht. Diese Mässigung wird dazu füh-
ren, dass dieses Spezialgesetz rasch zur Ver-
wirklichung gebracht werden und damit auch in
kurzer Zeit in Kraft treten kann. Weil wir dafür
halten, dass dieses Gesetz einen Fortschritt bringt,
indem es die Verhängnisvollen Lücken des be-
stehenden Strafrechtes schliesst, deshalb sind wir
der Auffassung, dass auf dieses Gesetz einzutreten
sei und das es der Verwirklichung entgegen geführt
werden soll. Ich beantrage Ihnen deshalb im Namen
der Fraktion, die ich hier zu vertreten habe, Ein-
treten auf die Vorlage.

Schmid-Oberentfelden : Die sozialdemokrati-
sche Fraktion gibt folgende Erklärung zur Ein-
tretensdebatte ab : Der Ursprung des vorliegenden
Gesetzesentwurfes hegt m den Motionen Walther
und Béguin. Die sozialdemokratische 'Fraktion der
Bundesversammlung hat diese Motionen abgelehnt,

'weil sie sich gegen die Freiheit und die Tätigkeit
der Arbeiterorganisationen richteten. Inzwischen
haben verschiedene Fronten eine Aktivität ent-
wickelt, die nach ausländischem Vorbild sich teil-
weise durch Drohungen, Gewalttätigkeiten und ter-
roristische Bestrebungen kennzeichnete. Die sozial-
demokratische Fraktion und die Partei, die sie ver-
tritt, stehen auf dem Boden der Demokratie und
ihres Schutzes durch die staatlichen Organe. Der
vorliegende Gcsetzesentwurf könnte, wenn er in der
jetzigen Form zum Beschlüsse erhoben würde, als
ein Instrument gégëri-ungèsetzliche, wider die Demo-
kratie und ihre Rechte gerichteten Bestrebungen
dei- Fronten und anderer Organisationen dienen.
Ob er dieses Instrument sein wird, ist eine Frage der
Anwendung, die vorn Willen zur Aufrechterhaltung
der demokratischen Volksrechte und zum Schutz
der Demokratie getragen sein müsste. Der Glaube
an das Vorhandenseih dieses Willens ist durch eine
Reihe von charakteristischen Vorgängen in der
letzten Zeit erschüttert worden. Die bürgerliche
Mehrheit des Nationalrates hat unter dem Druck
der Fronten und in offener Missachtung eines

Spruches des obersten Gerichtes des Landes eine
willkürliche Aenderung des Geschäftsreglementes
vorgenommen. In den Kantonen Zürich und Zug
wurden unter bürgerlicher Führung Initiativen zur
Einschränkung bisheriger demokratischer Rechte
lanciert. Unter derselben Führung zeichnen sich
in den Kantonen Genf und Aargau Bewegungen ab,
die auf. eine Verkümmerung des Wahlrechtes ab-
zielen und sich offen gegen die sozialdemokratische
Wählerschaft richten. Im Kanton Basel-Stadt
sind die bundesrätlichen Vorschriften über das
Verbot des Tragens von Parteiuniformen und Par-
teiabzeichen bis heute von der Regierung miss-
achtet und nicht zur Anwendung gebracht worden!
Alle diese Tatsachen schaffen in den Reihen der
Arbeiterschaft berechtigtes Misstrauen und lassen
Befürchtungen entstehen, dass die im vorliegenden
Gesetzesentwurf vorgesehenen Massnahmen und
Sanktionen in erster Linie gegen die Arbeiteror-
ganisationen gerichtet sind und in missbräuchlicher
Weise gegen sie angewendet werden. Die Ansichten
über die Anwendung dieses Gesetzes sind im Hin-
blick auf diese Tatsachen in der sozialdemokra-
tischen Fraktion geteilt. Sie wird sich aus diesem
Grunde bei der Eintretensfrage der Stimme ent-
halten. Die endgültige Stellungnahme wird be-
dingt sein durch das Ergebnis der Beratung des
Entwurfes in den beiden Räten.

Muheitn: Gestatten Sie mir zur Vorlage eines
Gesetzes zum Schütze der öffentlichen Ordnung
einige Erwägungen ganz allgemeiner Natur vorzu-
bringen. Ich habe vorab auftragsgemäss im Namen
der freisinnig-demokratischen Fraktion die volle
Zustimmung zu den Anträgen des Bundesrates
und zu den Anträgen der Kommission und der
Kommissionsmehrheit zu erklären. Von Zeit zu
Zeit muss man Umschau halten, ob einige Pfeiler
der staatlichen Ordnung und des staatlichen Ge-
bäudes nicht erneute Unterstützung benötigen.
Es kann dabei nichts schaden, wenn man vorerst
einen kurzen Blick zurückwirft auf die Quellen,
aus denen unser Staat und unsere öffentliche Ord-
nung, unsere Anschauungen und Ueberlieferungen
ihre Kräfte schöpfen. Es sei mir rein persönlich
und als Vertreter eines urschweizerischen Kantons
erlaubt, eine kleine historische Erinnerung wach-
zurufen. Es ist nicht das erste Mal, dass zum Schutz
der öffentlichen Ordnung und zum Schutz der
Eidgenossenschaft Vorschriften aufgestellt werden,
wenn auch in anderer Form und unter anderen
Verhältnissen und gegen andere Gegner als heute.
Schon im Bundesbrief unserer Vorfahren vom
August 1291 wurde zwischen den Vertretern der
Urkantone „maliciam temporis attendentes" die
Tücke der Zeit beachtend, die Verfassung und ver:
bindliche Urkunde aufgestellt, einander in guten
Treuen beizustehen, mit Hilfe und mit Rat, den
Personen und den Gütern, mit ganzer Macht und
ganzem Fleiss, gegen Uebeltaten und gegen Schel-
tungen, die vorkommen oder künftig geschehen
könnten. Das Gleiche gelobt der Bundesbrief von
1315. Auch er fordert Gehorsam gegen den Richter
und vor dem Gesetz. Man kann also nicht sagen,
dass die Schutzvorschriften nicht gewirkt hätten.

Maliciam temporis attendentes, scheint auch
.heute wieder der Moment der Einsetzung von
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